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Beschlussempfehlung und Bericht 
 
des Rechtsausschusses 
 
zu dem Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/1185  
 
2. Lesung  
 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Rentengüter  
 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abg. Dr. Robert Orth  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 16/1185 - wird unverändert ange-
nommen.  
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A Allgemeines  
 
Das Gesetz über Rentengüter vom 27. Juni 1890 ist befristet bis zum 31. Dezember 2012.  
Es sollen allerdings noch grundbuchrechtliche Verfügungen (Eintragung von Rentengütern in 
Abteilung II) in einer nicht zu ermittelnden Anzahl existieren. Um eine Regelungslücke zu 
vermeiden, soll der Befristungszeitraum bis zum 31. Dezember 2022 verlängert werden. Eine 
Auswertung der annähernd 7 Mio. Grundbücher mit dem Ziel der Identifizierung eventuell 
noch vorhandener Grundbucheinträge zu Rentengütern sei nur mit unvertretbar hohem Per-
sonaleinsatz zu leisten. Deshalb soll die Befristung des Gesetzes so lange verlängert wer-
den, bis über eine automatisierte Abfrage der Grundbücher verlässliche Angaben zu den 
noch eingetragenen Rentengütern ermittelt werden können.  
 
 
B Bericht  
 
Der Gesetzentwurf wurde nach der 1. Lesung am 7. November 2012 vom Plenum einstim-
mig an den Rechtsausschuss - federführend - sowie an den Ausschuss für Klimaschutz, 
Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz überwiesen. In seiner 7. Sit-
zung am 21. November 2012 befasste sich der federführende Ausschuss erstmals mit dem 
Gesetzentwurf.  
 
Eine Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände gemäß der Anlage 9 zur Geschäftsord-
nung hatte nicht zu erfolgen, da wesentliche Belange der Gemeinden und Gemeindeverbän-
de nicht berührt sind.  
 
Die abschließende Beratung im federführenden Ausschuss fand am 7. Dezember 2012 statt.  
 
 
C Beratung im beteiligten Ausschuss  
 
Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz befasste sich in seiner Sitzung am 5. Dezember 2012 mit dem Gesetzentwurf. Ein-
stimmig stimmte er dem Gesetzentwurf zu.  
 
 
D Abstimmung  
 
Zu der abschließenden Beratung im federführenden Ausschuss am 7. Dezember 2012 wur-
den keine Änderungsanträge zu dem Gesetzentwurf - Drucksache 16/1185 - gestellt. Der 
Ausschuss stimmte dem Gesetzentwurf einstimmig zu.  
 
 
 
 
Dr. Robert Orth  
(Vorsitzender)  


